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Mein Verständnis geht nicht annä-
hernd so weit wie das der Kolleginnen
und Kollegen bei ver.di oder in unseren
Verhandlungskommissionen. Reden wir
überhaupt über dieselben Politiker?

Die Damen und Herren Arbeitgeber
waren also noch nicht bereit, inhaltlich
auf unsere Forderungen einzugehen??
Handelt es sich dabei rein zufällig um die-
selben Damen und Herren, die noch vor
kurzem jeden Schirmhersteller deutsch-
land- und europaweit haben erblassen
lassen, als milliardenschwere Rettungs-
schirme für Not- und Hungerleidende
Banken in null Komma nix aufgespannt
wurden?? Ich meine, 500 Milliarden für
HRE, IKB, Commerzbank und Co. zahlt
man schließlich nicht eben mal aus der
Portokasse und auch unser Anteil an den
750 Milliarden Spekulationssicherheiten
für europäische Banken in Griechenland
kamen nicht von dort.

Unser Bundesvorsitzender, Bernhard
Witthaut, nannte das Verhalten der öf-
fentlichen Arbeitgeber „arrogant“. Mir
würde eine Vielzahl weiterer Adjektive
einfallen. Allemal aber ist es langweilig,
überheblich und dumm. Langweilig
schon deshalb, weil sie sich jedes Jahr
aufs Neue überholter und völlig abgedro-
schener Strategien bedienen. Das seit
Jahrzehnten „beliebte“ Gejammer, wo-
nach bei 5% Einkommenserhöhung gan-
ze Bundesländer den Bach runtergehen,
kann ich schon lange nicht mehr hören.
Wie oft der dafür erforderliche Betrag
wohl in die 500 Milliarden passt??

Überheblich ist das Gebaren, weil man
uns ebenso alle Jahre wieder solcherart
Unsinn zumutet und gleichzeitig freudig
Fördermillionen in nebulösen Kanälen
versenkt. Selbiges Gewese, beispielswei-
se jüngst bei der Yachthafenresidenz Ho-
he Düne, hätte dem Steuerzahler so man-

ches Milliönchen erspart. Und letztend-
lich ist das Verhalten der Arbeitgeber
dumm, denn sie schneiden sich in ihr ei-
genes Fleisch. Der Traum von der At-
traktivität des öffentlichen Dienstes ist
schon lange ausgeträumt. Längst rächen
sich die Sünden der jüngsten Vergangen-
heit und die selbst verschuldete Demo-
graphie fliegt uns allen um die Ohren. Je-
der gesunde Mensch stellt sich inzwi-
schen die Frage – Geht’s noch?? „Ihr
nehmt Hunderte Millionen Euros in die
Hand, um den öffentlichen Dienst attrak-
tiver zu gestalten und gegenüber der
Wirtschaft konkurrenzfähiger zu gestal-
ten und liefert euch gleichzeitig Schein-
gefechte. Habt Ihr nichts Besseres zu
tun? Gebt den Leuten endlich ihren An-
teil am Rettungsschirm.“ Es gibt Wichti-
geres zu tun, als unsere Zeit zu ver-
schwenden! Michael Silkeit

Geht's noch?
Ver.di titelte dieser Tage in einem Flugblatt: „Das war zu erwarten. In

der ersten Runde der Tarifverhandlungen für die Beschäftigten der Länder
gab es keine Ergebnisse. Weil die Arbeitgeber noch nicht bereit waren,
inhaltlich auf unsere Argumente und Forderungen einzugehen.“
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Dienstunfallfürsorge die x. Runde
Mit Schreiben vom 7. Januar teilte das Innenministerium der Gewerkschaft der Polizei (GdP) mit, dass Innen-

staatssekretär Lenz sich mit Vorschlägen zur Neuordnung der Dienstunfallfürsorge an das Finanzministerium ge-
wandt hat. Damit kommt dieser der letztmalig Ende letzten Jahres geübten Kritik der GdP nach, endlich die Kol-
leginnen und Kollegen der Landespolizei von Kosten zu entlasten, die infolge eines Dienstunfalls entstanden
sind.

Der Landesvorsitzende der GdP, Mi-
chael Silkeit, wertete das Schreiben als
längst überfällig. Silkeit wörtlich: „Es ist
mir ein Rätsel, warum das Verfahren der-
art lange dauert. Gefühlt gehen die Ver-
handlungen zur Unfallfürsorge in die x.
Runde. Seit Jahren kritisiert die GdP,
dass es nicht sein kann, dass Beamte in
Ausübung ihres Dienstes verunfallen
und hinterher auch noch zur Kasse gebe-
ten werden.“

Die Gewerkschaft der Polizei bittet al-
le Kolleginnen und Kollegen, die nach
wie vor Außenstände beim Landesbesol-
dungsamt Neustrelitz haben, um eine
kurze schriftliche Mitteilung über die
Höhe des Betrages.

Diese Mitteilung bitte senden an:
GdP Mecklenburg-Vorpommern
– Landesgeschäftsstelle –
Platz der Jugend 06
19053 Schwerin

Michael Silkeit
Foto: C. Kettler
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Solche Delegiertentage sind im Rah-
men der gewerkschaftlichen Alltagsar-
beit Höhepunkte. Lassen sie doch nach-
vollziehen, was die Seniorinnen und Se-
nioren in diesem Zusammenhang als ih-
ren Lebenssinn betrachtet und wie sie ihn
gelebt haben.

Die Delegierten werden auf der
Grundlage des Geschäftsberichts über
die Vorhaben und Aufgaben der Landes-

seniorengruppe beraten. Damit dies in-
haltlich und organisatorisch alles gut ge-
staltet wird, berieten unter dem Vorsit-
zenden des Landesseniorenvorstandes,
dem Kollegen Hans Wederka, die Mit-
glieder dieses Gremiums alles Erforderli-
che in ihrer Sitzung am 27. Januar in
Schwerin. Inhalte des Geschäftsberichts,
Delegiertenschlüssel, Verhandlungslei-
tung – das waren nur einige von den
Schwerpunkten, die zu besprechen wa-
ren. Der Wunsch gilt einem erfolgreichen
Delegiertentag. Renate Randel

Letztmalig forderte die Gewerkschaft
der Polizei (GdP) den Innenminister am
3. Dezember 2010 auf, für die persönliche
Ausstattung aller Angehörigen der Lan-
despolizei mit Schutzwesten Sorge zu tra-
gen. Aktueller Anlass war damals die Zu-
nahme der Gewalt gegen Polizisten und
die Terrorwarnungen für Deutschland.
(siehe Bericht vom 3. Dezember 2010)

In den sich anschließenden Verhand-
lungen stand Caffier unseren Vorschlä-
gen aufgeschlossen gegenüber und erst-
mals seit Jahren deutete sich ein Licht-
streif am Horizont an.

Langer Weg

Der Landesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Michael Silkeit, werte-
te dieses Verhandlungsergebnis als gro-
ßen Erfolg. Silkeit wörtlich: „Wenn man
bedenkt, wie lang der Weg zur Vollaus-
stattung war und wie schwer allein die Ei-
genbeschaffung unter der letzten Lan-

desregierung durchzusetzen war, dann
erst weiß man dieses Verhandlungser-
gebnis zu würdigen. Jedem von uns dürf-
te klar sein, dass das, was uns selbstver-
ständlich erscheint, eben keine Selbstver-
ständlichkeit ist.“

Den Brief des Innenministers findet
Ihr im GdP-M-V-Mitgliederbereich
www.gdp.de/MV.

Der Landesvorstand

Senioren übernehmen Verantwortung
Dieses Motto ist nicht neu, wird aber verstärkt besprochen werden, wenn am 3. März 2011 die 4. Landesse-

niorenkonferenz der GdP Mecklenburg-Vorpommern in Güstrow durchgeführt wird.
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LANDESSENIORENVORSTAND

Redaktionsschluss für die Ausgabe
April 2011 DEUTSCHE POLIZEI, Lan-
desjournal M-V, ist der 10. 3. 2011. Die
Redaktion behält sich das Recht der
auszugsweisen Wiedergabe von Leserzu-
schriften vor. Dieser Inhalt muss nicht in
jedem Fall mit der Meinung der Redakti-
on übereinstimmen. Für unverlangte ein-
gesandte Manuskripte wird keine Garan-
tie übernommen. Anonyme Zuschriften
werden nicht veröffentlicht.

REDAKTIONSSCHLUSS
Sitzung des Landesseniorenvorstandes in
Schwerin

SCHUTZAUSSTATTUNG

Erfolg!!!
Innenminister folgt GdP-Forderung nach persönlicher Ausstattung

mit Schutzwesten

Mit Schreiben vom 31. Januar antwortete uns Innenminister Lorenz Caf-
fier und teilte mit, dass er die von der GdP M-V unterbreiteten Vorschläge
zur Vollausstattung mit persönlichen Schutzwesten geprüft habe und nun-
mehr gedenkt, diese umzusetzen. Die Ausstattung soll nach den Vorstel-
lungen des Innenministers schrittweise bis 2014 realisiert werden.
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„Die Gewerkschaft der Polizei kann
keinen Grund für eine Schlechterstellung
erkennen. Polizisten aus Mecklenburg-
Vorpommern müssen bei Großeinsätzen
dieselbe Fürsorge erfahren wie ihre Kol-
leginnen und Kollegen in Niedersachen.
Angesichts der zunehmenden Einsatzbe-
lastung ist es nicht mehr als recht und bil-
lig“, so Silkeit.

GdP-Musterklage

Hintergrund dieser Forderung ist eine
GdP-Musterklage eines niedersächsi-
schen Kollegen aus dem Jahr 2005, der
zunächst in erster Instanz unterlag und
nunmehr vor dem Oberverwaltungsge-
richt Niedersachsen obsiegte.

Da in Niedersachsen und in Mecklen-
burg-Vorpommern die Mehrarbeitsver-
gütungsverordnung des Bundes galt und

auch die Landesbeamtengesetze sich
nicht unterschieden, ist davon auszuge-
hen, dass auch in unserem Land die recht-
lichen Voraussetzungen übereinstim-
men.

Derzeit liegen uns noch keine Infor-
mationen vor, ob das Land Niedersach-
sen in Revision gehen wird.

Überstunden

Die Zahl der Überstunden hat bei der
Polizei in MV zugenommen. Nach Anga-
ben des Schweriner Innenministeriums
leisteten 2009 die 5100 Polizisten im Land
rund 315 000 Überstunden – ein Anstieg
gegenüber dem Vorjahr von knapp vier
Prozent.

Jeder Beamte kam 2009 auf durch-
schnittlich 60 Überstunden pro Jahr. 2008
hatte die Mehrarbeit noch bei 303 000

Stunden gelegen. 2006 (440 000 Stunden)
und 2007 (589 000 Stunden) lag die Mehr-
arbeit deutlich höher.

Dies lag an Großereignissen wie dem
Besuch des Ex-US-Präsidenten George
W. Bush oder dem G-8-Gipfel in Heili-
gendamm.

Politik

Mecklenburg-Vorpommerns Innen-
minister Lorenz Caffier (CDU) zeigt sich
abwartend. Seiner Ansicht nach sei das
Urteil für MV momentan weder bindend
noch rechtskräftig. Die Opposition sieht
dringenden Handlungsbedarf. Gino Le-
onhard, innenpolitischer Sprecher der
FDP-Landtagsfraktion, sagte, das Urteil
sei ein weiterer Beleg dafür, dass das Per-
sonalkonzept der Landesregierung für
die Polizei viel zu eng gestrickt sei.

Bereitschaftsdienste sind Dienstzeit!!
In einem Schreiben an Innenminister Lorenz Caffier forderte am 27. Januar 2011 der Landesvorsitzende der

Gewerkschaft der Polizei (GdP), Michael Silkeit, die volle Anerkennung der Bereitschaftsdienste in geschlosse-
nen Einsätzen als Mehrarbeit.

LANDESJOURNALMecklenburg-Vorpommern

ARBEITSZEIT

AUSSTATTUNG

GdP begrüßt Beschaffung neuer
Dienst-Kfz und erneuert ihre Forderung
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) Mecklenburg-Vorpommern begrüßt die Beschaffung von 94 neuen blau-sil-

bernen Streifenwagen für die Landespolizei.

Mit dem Kauf der Streifenwagen folgt
Innenminister Lorenz Caffier einer lang-
jährigen Kritik der GdP und bestätigt un-
sere Leasing-Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen der letzten Legislaturperiode.

Der Landesvorsitzende der GdP, Mi-
chael Silkeit: „So sehr wir den Schritt zur
Änderung der Beschaffung vom Leasing
der Funkwagen zum Kauf begrüßen, so
sehr warnen wir auch davor, die Fehler
der Vergangenheit zu wiederholen. Erst
mit einer Mischbeschaffung aus Kauf und
Leasing erreichen wir eine relative Unab-
hängigkeit vom Markt und können damit
flexibler auf Schwankungen reagieren.
Der Rückfall in den Kauf als ausschließli-
che Beschaffungsform wäre verhängnis-
voll.“ Die Gewerkschaft der Polizei

warnt auch davor, bei der Ausstattung
der Kfz zu sparen. „Die verantwortlichen
Beschaffer und die Personalräte dürfen
niemals aus den Augen verlieren, dass es
sich bei den Funkstreifenwagen um Ar-
beitsplätze handelt, auf denen Kollegin-
nen und Kollegen einen großen Teil ihres
Lebens verbringen. Jeder Einsparung an
Arbeitssicherheit, Komfort oder Ergono-
mie rächt sich langfristig an ihrer Ge-
sundheit.“

Hintergrund

Die Landespolizei in M-V hat am 10.
Januar 2011 94 neue Streifenwagen er-
halten. 43 der silber-blauen Fahrzeuge

gingen in die Landeshauptstadt Schwe-
rin. Zudem bekamen die Beamten in
Rostock, Anklam, Neubrandenburg so-
wie die Wasserschutzpolizei neue Ein-
satzwagen. Bislang hatte das Land Ein-
satzfahrzeuge geleast. Dieses Modell sei
jedoch wieder verworfen worden, weil
der Kauf laut einer Wirtschaftlichkeits-
prüfung günstiger ist.

Für die GdP M-V war schon der frühe-
re Bericht des Landesrechnungshofes
(6. Dezember 2005) eine Bestätigung ih-
rer Position. Bereits Monate vor der da-
maligen ersten Beschaffung von grün-sil-
bernen Funkstreifenwagen kritisierten
wir diese als unwirtschaftlich.
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II. Quartal

JUNGE GRUPPE BUND: Die Kunst
der freien Rede – 4. bis 6. April 2011 –
Brakel – Gebühr: keine

„Demokratie und Meinungsbildung
im politischen Alltag“ – Cambs – Mai
2011 – Gebühr: keine

Trinationales Seminar „Gemeinsame
Aufgaben, gemeinsame Probleme – Han-
deln der Polizei in den drei Ländern – 5.
bis 12. Juni 2011 – Nimes – Frankreich
Gebühr (pro Person): 160,00 €

JUNGE GRUPPE BUND: Fit im Job –
14. bis 17. Juni – Lindow – Gebühr: keine

III. Quartal

Seminar mit Kinderbetreuung: Die
Balance von Arbeit und Leben – persön-
liche, gesellschaftliche und berufliche
„Dinge“ unter einen Hut kriegen, aber
wie? – 4. bis 8. Juli 2011 – Waren – Ge-
bühr: Erwachsene = 80,00 € – Kinder =
40,00 €

Binationales Seminar: „Gemeinsame
Probleme – gemeinsames Handeln. Auf-
gaben der Polizei im vereinten Europa“ –
7. bis 13. August 2011 – Güstrow – Ge-
bühr: keine

JUNGE GRUPPE BUND: Europase-
minar in Nordirland – 26. September bis
1. Oktober 2011 – Belfast – Gebühr: (pro
Person): 250,00 €

„Demokratie und Meinungsbildung
im politischen Alltag“ – Oktober 2011 –
Cambs – Gebühr: keine

Binationales Seminar: „Gemeinsame
Probleme – gemeinsames Handeln. Auf-
gaben der Polizei im vereinten Europa“ –
16. bis 24. September 2011 – Nimes –
Frankreich – Gebühr (pro Person):
160,00 €

IV. Quartal

Bus-Tagesreise mit GdP-Senioren:
Absprachen und Vorplanungen erfolgen

individuell in den jeweiligen Kreisgrup-
pen – Gebühren: Höhe bestimmt sich in
Absprache der Kreisgruppen und der je-
weiligen Veranstalter

Schulungen zum Personalvertretungs-
gesetz Herbst 2011 – Beamtenvertreter –
Gebühr: keine

Schulungen zum Personalvertretungs-
gesetz Herbst 2011 – Arbeitnehmerver-
treter – Gebühr: keine

„Demokratie und Meinungsbildung
im politischen Alltag“ – Oktober 2011 –
Cambs – Gebühr: keine

Optional Seminar mit Kinderbetreu-
ung: Diskriminierung oder partnerschaft-
licher Umgang in der Arbeitswelt – 18.
bis 21. 10. 2011 – Bentwisch – Gebühr: Er-
wachsene = 80,00 € – Kinder = 40,00 €

(teilweise AG-finanziert)

JUNGE GRUPPE BUND: Der Poli-
zeibeamte als Zeuge vor Gericht – 22. bis
24. November 2011 – Karlsruhe – Ge-
bühr: keine

* Änderungen vorbehalten

HINWEISE:

Eine GdP-Mitgliedschaft ist Voraus-
setzung für die Teilnahme am GdP-Bil-
dungsprogramm 2011.

Die Anmeldung zu einem Seminar er-
folgt bitte bis spätestens acht Wochen vor
Seminarbeginn entweder direkt

– per Mail an die GdPMV@gdp-onli
ne.de,

– per Fax an die 03 85/20 84 18-11 oder
– postalisch an die GdP-Landesge-

schäftsstelle mit dem im Seminarpro-
gramm vorgedruckten Anmeldeab-
schnitt (siehe www.gdp.de/MV).

Sollten mehr Teilnehmer als die vorge-
gebene Höchstteilnehmerzahl für ein Se-
minar gemeldet sein, behält sich der
GdP-Landesbezirk die Teilnehmeraus-
wahl vor.

Brandenburg < -- > M-V
KK’in aus Brandenburg (derzeit

LKA) sucht Tauschpartner/-in des g.
D. aus Mecklenburg-Vorpommern.
Auch Ringtausch möglich.

Nähere Informationen gerne per-
sönlich. Telefon: 01 72/5 97 69 52
oder unter tineht@gmx.de

Hamburg < -- > M-V
PK’in aus Hamburg (derzeit LBP)

sucht Tauschpartner/-in aus Meck-
lenburg-Vorpommern. Auch Ring-
tausch möglich.

Telefon: 01 76/60 02 18 55 oder
unter christiane.scholtz@polizei.
hamburg.de

Berlin < --- > M-V
POM’in aus Berlin sucht dringend

Tauschpartner/-in aus M-V. Gerne
auch Ringtausch. Von Bes.-Gruppen
A 7 bis A 9 g. D. Versetzung möglich.

Telefon: 01 79/2 01 18 06 oder un-
ter biawiechmann@aol.com

Bremen < -- > M-V
PK sucht Tauchpartner aus M-V!
Ein Wechsel von unterschiedli-

chen Diensträngen sowie ein Ring-
tausch ist möglich.

Telefon: 01 72/4 26 93 19

Bundespolizei < -- > M-V
PMA’in und zurzeit noch in der

Ausbildung bei der Bundespolizei –
voraussichtliches Ende am 31. 3.
2011. Als meine Verwendung ist der
Flughafen Frankfurt am Main vorge-
sehen. Jedoch würde ich gerne von
der Bundespolizei zur Landespolizei
wechseln. Als Verwendungsoptio-
nen bei der Landespolizei würde für
mich die Bereitschaftspolizei in
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen , Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern in Frage kommen.

Telefon: 01 57/73 39 24 19

Brandenburg < -- > M-V
PM’in aus Brandenburg sucht ei-

nen Tauschpartner/Tauschpartnerin
in M-V (Rostock und nähere Umge-
bung). Telefon: 01 7/41 61 03 87

Weitere Stellentauschanzeigen
findet ihr unter www.gdp.de/mv

Bildungsprogramm der
GdP Mecklenburg-Vorpommern

LANDESJOURNAL Mecklenburg-Vorpommern

BILDUNG STELLENTAUSCH
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„Das Innenministerium bringt ein Pro-
gramm zur Modernisierung von Dienst-
stellen bis zum Jahr 2015 auf den Weg“,
so der Nordkurier am 4. 2. 2011. So wurde
nach 18 Monaten Bauzeit das neue Ge-
bäude für das Polizeirevier Rostock-
Dierkow übergeben – geplant ist auch in
Wismar die komplette Sanierung des Alt-
baus und ein moderner Anbau. Baube-
ginn September 2011 – in Wolgast sollen
in einem kompletten Neubau vom Juli
2012 an die Wasserschutzpolizeiinspekti-
on und das Polizeirevier untergebracht
werden – die Fertigstellung ist für das
größte Polizeizentrum des Landes für
Ende April 2011 in Waldeck vorgesehen
– zwei Monate später sollen die Hallen
fertig sein, in denen die Technik der Be-
reitschaftspolizei und des Autobahn-Po-
lizeireviers Dummerstorf untergebracht
sein wird – das Revier in Heringsdorf, das
in einer prächtigen Villa untergebracht
ist (Foto), erhält eine komplette Sanie-
rung. Baubeginn soll das vierte Quartal
2011 sein. Nach zwei Jahren Bauzeit kön-
nen die Beamten der Heringsdorfer Poli-
zei wieder in ihre Villa einziehen. Mög-
lich, dass das Dienstgebäude unweit der

mondänen Promenade dann das schönste
Polizeirevier Deutschlands ist. Die Lan-
desregierung stellt für den Zeitraum von
2011 bis 2015 fast 42 Millionen Euro für
Sanierung und Neubau von Dienststellen
im Land zur Verfügung. +++ LKA M-V
und WSPD M-V meldeten am 3. 2. 2011,
das im Jahr 2010 der Diebstahl von
Bootsmotoren in Mecklenburg-Vorpom-
mern deutlich angestiegen ist und sich im
Vergleich zu 2007 mehr als verdoppelt
hat. Im vergangenen Jahr sind im Land
291 Bootsmotoren entwendet worden,
wobei der Schwerpunkt mit 133 Fällen im
Bereich der Polizeidirektion Neubran-
denburg lag, gefolgt von Stralsund mit 50
Fällen und Anklam mit 48 Fällen. +++
„Polizisten ohne Internet-Zugang“ titel-

te am 22. 1. 2011 die SVZ: Der Vorsitzen-
de der Gewerkschaft der Polizei (GdP) in
MV, Michael Silkeit, schätzte ein, dass
die Versorgung der Beamten mit Inter-
netanschlüssen „immer noch nicht aus-
reichend, aber derzeit viel Bewegung
drin ist.“ Mit der Einführung des Digital-
funks und der Einrichtung neuer Einsatz-
leitstellen sowie dem Neubau von Poli-
zeidienststellen in diesem Jahr sähe man
nun „Licht am Ende des Tunnels“. +++
Nach dem Atommüll-Transport im De-
zember 2010 hat die Staatsanwaltschaft
Stralsund inzwischen acht Ermittlungs-
verfahren eingeleitet. In zwei Fällen wer-
de wegen des Verdachts des gefährlichen
Eingriffs in den Bahnverkehr ermittelt,
sagte Behördensprecher Ralf Lechte am
1. 2. 2011 gegenüber der Deutschen Pres-
se Agentur. Im Fokus stehen dabei die
beiden Robin-Wood-Aktivisten, die sich
vor Lubmin an die Gleise gekettet und
damit für eine mehrstündige Verzöge-
rung des Transports gesorgt hatten. In
weiteren sechs Fällen wurden Verfahren
wegen Beleidigung und Widerstand ge-
gen Vollstreckungsbeamte eingeleitet.
Frühestens im Mai sei mit Ergebnissen zu
rechnen. +++ Nach den Brennelementen
könnte nun auch der Reaktorbehälter
des deutschen Atomschiffes „Otto
Hahn“ in das atomare Zwischenlager
Nord bei Lubmin gebracht werden. Das
Bundesforschungsministerium habe eine
entsprechende Anfrage gestellt, sagte der
Vorsitzende der Geschäftsführung der
Energiewerke Nord, Henry Cordes, am
25. 2. 2011 in Lubmin. Im Zusammen-
hang auch mit diesen Plänen haben die
EWN eigenen Angaben zufolge beim
Land die unbefristete Pufferlagerung von
schwach und mittelradioaktivem Fremd-
abfall beantragt. Bisher darf dieser Ab-
fall zur Bearbeitung nur insgesamt zehn
Jahre in Lubmin lagern. +++ In einem ge-
meinsamen Antrag haben sich SPD,
CDU, Linke und FDP am 27. 1. 2011 im
Landtag gegen die unbefristete Lagerung
von Atommüll im Zwischenlager Nord
bei Lubmin ausgesprochen. Den Wort-
laut hatte die Linksfraktion in einem
Dringlichkeitsantrag vorgelegt, der kurz-
fristig auf die Tagesordnung des Parla-
ments gesetzt wurde. Darin wird auch
Unterstützung für das Bemühen der Lan-
desregierung bekundet, eine sogenannte
Pufferlagerung von schwach- und mittel-
radioaktiven Stoffen auf unbegrenzte
Zeit nicht zu genehmigen. Der Bund will

in Lubmin unter anderem auch das Reak-
torgehäuse des Atom-Forschungsfrach-
ters „Otto Hahn“ lagern. +++ Der sucht-
und drogenpolitische Sprecher der CDU-

Landtagsfraktion MV, Günter Rühs (Fo-
to), hat am 25. 1. 2011 in einer Pressemel-
dung die Notwendigkeit einer breit ange-
legten Präventionsstrategie gegen Sucht
und Drogenmissbrauch unterstrichen. Er
verwies in diesem Zusammenhang da-
rauf, dass der Landtag bereits im Okto-
ber 2008 dazu aufgerufen hatte, den
Kampf gegen illegalen und legalen Dro-
genkonsum zu verstärken. „Es zeigt sich,
dass weder Polizei noch Sucht- und Dro-
genberatungsstellen allein in der Lage
sind, dem steigenden Drogenkonsum
Einhalt zu gebieten. Deshalb ist eine ge-
samtgesellschaftliche Strategie erforder-
lich, die Prävention und Repression zu-
sammenführt. Mehr denn je brauchen wir
passgenaue Lösungen für Schule, Ausbil-
dung, Beruf und Freizeit, aber auch für
städtische Siedlungsräume und das flache
Land. Nur dann können wir alle Men-
schen erreichen. Die alarmierende Fest-
stellung von Polizei und Beratungsstel-
len, dass der Drogenkonsum in unserem
Land zunimmt, zwingt zum Handeln. Im-
mer wieder stellt die Polizei größere
Mengen illegaler Drogen sicher. Dies
deutet auf eine gestiegene Nachfrage in
MV hin. Wenn immer mehr Menschen zu
illegalen Drogen wie Heroin, Kokain und
LSD aber auch Haschisch greifen, macht
dies deutlich, dass bislang eine wirksame
Präventionsstrategie fehlt.

+++ Schlagzeilen +++
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Zunächst begrüßte der Direktor der
Bereitschaftspolizei, Polizeioberrat Uwe
Oertel (m.d.W.d.D.b.), neben den
Dienststellenleitern sowie den aktivsten
Sportlern der Behörde die beiden Ehren-
gäste vom Sauerland-Boxstall.

Gern gesehene Gäste waren der Lan-
dessportausschussvorsitzende, PD Tho-
mas Dabel, der Präsident des PSV
Schwerin, PD Hinrich Alpen, der Kom-
mandeur des Landeskommandos M-V,
Oberst Martin Braun, der Hauptsport-
lehrer der Schweriner Schulen, Olaf Pe-
ters sowie Vertreter der FHöVPR, der
Polizeidirektion Schwerin und des Jagd-
geschwaders 73 „Steinhoff“ in Laage.

Es folgte der sportliche Jahresrück-
blick von PHK Detlev Haupt, in dem an
Hand von Zahlen und Fakten einmal
mehr deutlich wurde, dass die Bereit-
schaftspolizei M-V nach wie vor der Mo-
tor im Polizeilandessport ist. Neben dem
Wettkampfprogramm der Behörde sind
es auch vor allem die vielen organisatori-
schen Aktivitäten unserer Beamtinnen
und Beamten für das Land, die erst viele
Veranstaltungen möglich machen. Das
gut funktionierende Netzwerk „Sport“ in
der Bereitschaftspolizei M-V mit inzwi-
schen vielen Partnern ist die Vorausset-
zung für die seit Jahren erfolgreiche
Sportarbeit, betonte der Redner.

Es folgte die Ehrung von zehn Beam-
tinnen und Beamten durch den Behör-
denleiter für ihre gezeigten sportlichen
Leistungen und Aktivitäten.

Jetzt wurde die Kaffeetafel eröffnet
und alle Anwesenden konnten sich bei
Kaffee und Kuchen sowie mit dem reich-
lich vorhandenen Obst auf die zweite
Halbzeit vorbereiten. Diese wurde dann
mit einen spannenden Videobeitrag über
die Highlights des Titelgewinns von Se-
bastian Sylvester 2009 in Neubranden-
burg eröffnet.

In einer gemütlichen Runde standen
anschließend Sebastian und Karsten gut
gelaunt allen sportlichen Fragen offen
Rede und Antwort. So erfuhren wir eine
Menge über Sebastians Werdegang als
Boxer, der in Greifswald mit acht Jahren
entdeckt wurde und dann seinen Weg

(mit einigen Ecken und Kanten) machte
bis zur Entscheidung, Profiboxer zu wer-
den, die sich im Nachhinein als goldrich-
tig erwies. Auch Karsten berichtete über
seine sportliche Laufbahn, die in der da-
maligen DDR begann und wo aus seiner
Sicht alles sehr professionell aufgebaut
war. Mit Sebastian ist ihm nun bereits
nach einem knappen Jahr der Zusam-
menarbeit der große Wurf gelungen. Er
lobte die Zielstrebigkeit und die Einstel-
lung Sebastians zum Profiboxen, betonte
aber auch, dass die Konkurrenz sehr groß
ist und jede Nachlässigkeit im Training
oder in der Lebensführung sofort bestraft
wird.

Zum Abschluss wünschten wir dem
„Hurrikan“, der am 22. 1. 2011 seinen Ti-
tel gegen den Franzosen Mehdi Bouadla
in seinem, wie er sagt „Wohnzimmer“ in
Neubrandenburg verteidigt, und seinem
Trainer viel Glück und Gesundheit für al-
le kommenden Aufgaben.

Nach der Übergabe von kleinen Prä-
senten an die beiden Ehrengäste folgte
eine kurze Autogrammstunde mit dem
abschließenden Fototermin.

Ein ausdrücklicher Dank an dieser
Stelle an die Kreisgruppe der GdP der
Bereitschaftspolizei M-V, die diese Ver-
anstaltung seit Jahren finanziell unter-
stützt und den vielen stillen Helferinnen
und Helfern im Hintergrund.

Folgende Beamtinnen und Beamte
wurden mit einem Präsent geehrt:

Detlev Haupt

Impressionen

„Sylvester“ am fünften Januar
Erstmalig fand die Traditionsveranstaltung unserer Behörde einsatzbedingt im Januar des Folgejahres statt.

Einmal mehr hatten wir uns am 5. 1.2011 mit dem amtierenden Weltmeister im Mittelgewicht nach IBF-Version,
Sebastian Sylvester, und seinem Trainer Karsten Röwer ein hochkarätiges Gespann aus dem Leistungssport in
unsere Runde in das Haus des Sports in Schwerin eingeladen. So hieß es dann pünktlich um 14.30 Uhr – Ring
frei zur 17. Runde (Auflage) – der Sportlerehrung der BP M-V ...

LANDESJOURNAL Mecklenburg-Vorpommern
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PMin Eva-Maria Kollecker – 1. BPH
PM Sebastian Scholz – 1. BPH
POM Christian Held – BFE
PHM Frank Buchholz – LPO
POM HeikoRauschenbach – 2. BPH
PK Christian Günther – 1. BPH
PM Felix Piepelow – 2. BPH
PK Matthias Feyerabend – 2. BPH
PM Martin Christen – BFE
PM Gunnar Noerenberg – BFE
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Mindestens 80 Prozent der Kinder, die
in gewalttätigen Familien leben, werden
direkt oder indirekt Zeuge dieser Ge-
walt. Da solche Kinder in ihrer Entwick-
lung stark beeinträchtigt werden, fällt
diese Form des Erlebens von Gewalt
auch unter die Definition Kindesmiss-
brauch. Im Hinblick auf die Aufmerk-
samkeit auf diese Kinder erschien im Ja-
nuar 2007 eine Publikation mit dem Titel
„Kinder in der Kette“.

Diese Veröffentlichung enthält be-
währte Projekte und Kooperationen, die
auf diese Problematik ausgerichtet sind.

Weitere Untersuchungen werden zei-
gen, ob diese Publikation die einzelnen
Regionen inspiriert hat, entsprechende
Maßnahmen umzusetzen. (Erst) im Ja-
nuar 2009 wurde in den Niederlanden ein
neues Gesetz erlassen, dass Täter mittels
einer einstweiligen Verfügung aus dem
Haus bzw. der Wohnung verwiesen wer-
den können. Diese einstweilige Verfü-
gung greift in den Fällen, in denen Opfer
und Kinder durch den Täter akut gefähr-
det sind. Sie gilt zehn Tage und kann bis
auf maximal 28 Tage verlängert werden.
Eine solche Verfügung wird durch den
zuständigen Bürgermeister erteilt.

Die Vorgehensweise bei einer einst-
weiligen Verfügung lautet wie folgt:

Eine Meldung kann z. B. von Opfern,
Zeugen, Nachbarn u. a. direkt bei der Po-
lizei zur Kenntnis gebracht werden. Wird
der Vorfall telefonisch bei einem Call-
Center gemeldet, erfolgt sofort eine Wei-
terleitung zur Leitstelle. Diese entschei-
det dann, ob die Polizei die betreffende
Örtlichkeit aufsucht.

Wenn vor Ort der Verdacht auf häusli-
che Gewalt besteht, prüft die Polizei die
Kriterien nach folgenden drei Fragen:

1. Liegt eine (drohende) häusliche Ge-
walt vor bzw. geht der Streit über eine
Meinungsverschiedenheit hinaus (oder
wird etwas Entsprechendes passieren)?

2. Wird die Gewalt von einer Person
im Haus verursacht bzw. hält sich die Per-
son nicht nur gelegentlich dort auf?

3. Ist die verursachende Person voll-
jährig?

Wenn diese Fragen von der Polizei vor
Ort bejaht werden und die Situation da-
rauf hindeutet, dass ein Hausverbot ver-
hängt wird, ist der zuständige Staatsan-
walt anzufordern. Dieser prüft vor Ort
auf der Grundlage des „Domestic Vio-
lence Risk Assessment Instrument“, ob
eine einstweilige Verfügung erforderlich
ist. Dazu ist es jedoch erforderlich, dass
der zuständige Bürgermeister dem
Staatsanwalt das Mandat überträgt, weil
die genannte Verfügung zum Aufgaben-
bereich des Bürgermeisters gehört. Hier
kann auch der Bürgermeister entschei-
den, ob der Staatsanwalt das Hausverbot
alleine aussprechen darf oder ob er seine
Entscheidung zuvor mit ihm abstimmen
muss.

Das „Domestic Violence Risk Assess-
ment Tool“ umfasst mehrere Punkte und
wird in

– hohes Risiko,
– mittleres Risiko oder
– geringes Risiko
einklassifiziert. Es hilft dem Staatsan-

walt bei der Beurteilung der Situation.
Dabei fließt die erste Situationsanalyse
durch die Polizei mit ein. Weiterhin wer-
den dort drei Ebenen beurteilt:

1. Die Person des Verursachers/Täters
(Vorgeschichte, Einstellungen, Gewohn-
heiten),

2. Der aktuelle Vorfall (Welche Art
von Gewalt wurde angewendet? Sind
weitere Gefahren für die Opfer zu erwar-
ten? Sind Kinder vor Ort? Wurden Waf-
fen benutzt? etc.),

3. Die Hintergründe (Lebensbedin-
gungen, finanzielle Probleme, soziale
Isolation etc.)

Wenn die dargestellte Risikobewer-
tung durch den Staatsanwalt ergeben hat,
dass ein hohes Risiko vorliegt, wird eine
einstweilige Verfügung gegen den Täter
erlassen. Der Staatsanwalt nimmt den
Haus- bzw. Wohnungsschlüssel des Tä-
ters in Verwahrung. Wichtig ist hier eine

gute Vereinbarung auf regionaler Ebene
zwischen dem zuständigen Bürgermeis-
ter und dem Staatsanwalt.

Wenn die einstweilige Verfügung
durchgesetzt wurde, müssen sofort Inter-
ventionsmaßnahmen beginnen. Dafür
werden sogenannte Fall-Manager einge-
setzt, die die Betroffenen über einen ge-
wissen Zeitraum betreuen.

In den ersten zehn Tagen ist die Kri-
senintervention für die Betroffenen täg-
lich 24 Stunden zugänglich. Dort erfolgt
eine Diagnose, Planung sowie möglicher-
weise ein Ersuchen um Behandlung und
eine mögliche Einleitung der Behand-
lung. Der Erfolg der einstweiligen Verfü-
gung bzw. des Hausverbots ist davon ab-
hängig, inwieweit Opfer und Täter die ex-
terne Hilfe annehmen und diese umset-
zen.

Nach Abschluss der Maßnahmen wer-
den alle Unterlagen dem Bürgermeister
übergeben. Dieser steht in Kontakt mit
dem zuständigen Fall-Manager, welcher
ihn auch in Fragen der weiteren Gefähr-
dung beraten kann. Falls die Gefahr für
die Opfer nach den zehn Tagen noch
nicht beseitigt ist, kann der Bürgermeis-
ter, unter Rücksprache mit dem Fall-Ma-
nager, die einstweilige Verfügung/das
Hausverbot um weitere 18 Tage verlän-
gern. Dies kann unter Umständen schon
gegeben sein, wenn der Täter keine Hilfe
oder Beratung annimmt bzw. nicht eigen-
ständig mitarbeitet.

Der Bürgermeister ist auch befugt, die
einstweilige Verfügung jederzeit aufzu-
heben, wenn keine Anzeichen einer Ge-
fährdung der Opfer vorliegen.

Abschließend ist zu vermerken, dass
das Hausverbot eine Art Abkühlungspe-
riode ist, in welcher eine weitere Eskala-
tion der Angelegenheit verhindert wird.
Es dient weiterhin als Zeitraum, in dem
alle Beteiligten professionelle Hilfe er-
halten können. Hält sind der Täter nicht
an das Hausverbot, drohen ihm/ihr zwei

Maßnahmen der Gefahrenabwehr bei
„Häuslicher Gewalt“ in den Niederlanden

(Fortsetzung – Teil 2)
Von Rainer Becker, Polizeidirektor,

Rainer Böttcher, Polizeihauptkommissar, und
Marco Michelmann, Polizeioberkommissar,
FHöV Güstrow/Mecklenburg-Vorpommern*
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Jahre Freiheitsentzug oder eine Arbeits-
strafe.

Menschen in Berufsverbänden wie
z. B. Ärzte, Pflegepersonal, Mitarbeiter
von Kinderkliniken etc. sind immer wie-
der mit dem Phänomen der häuslichen
Gewalt oder des Kindesmissbrauchs kon-
frontiert. Viele haben angegeben, dass
sie Informationen an andere Behörden
weitergeben möchten, dies jedoch aus
Angst vor der Verletzung des Berufsge-
heimnisses bzw. des Datenschutzes nicht
tun. Die niederländischen Rechtsvor-
schriften bieten jedoch einen gewissen
Spielraum, um die Interessen der Patien-
ten/Kunden gegen die Interessen des Da-
tenschutzes/der Diskretion abzuwägen.

Durch die Broschüre mit dem Titel
„Hören, Sehen und Schweigepflicht?
Leitfaden häusliche Gewalt und das Be-
rufsgeheimnis“ soll eine Hilfestellung ge-
geben werden, so dass Fachleute nicht
unnötig wichtige Informationen bezüg-
lich häuslicher Gewalt und Kindesmiss-
brauch geheim halten.

Sie werden beraten, wie sie ihr Wissen
mit anderen Organisationen austauschen
können.

Für diese Problematik wurde auch ei-
ne Web-Anwendung bereitgestellt, in
welcher unter Beantwortung von Fragen
geprüft werden kann, ob die Weitergabe
einer bestimmten Information gesetzlich
zulässig ist.

Weiterhin wurde eine Musterverein-
barung erstellt, welche aus dem Internet
heruntergeladen werden kann.

In den Fällen, bei den die Fachleute
spezielle Fragen zum Datenschutz sowie
zum Austausch von Informationen ha-
ben, wurde ein Datenschutz-Helpdesk
eingerichtet, welcher unter der E-Mail
privacyhelpdesk@minjus.nl oder an be-
stimmten Tagen in der Woche auch tele-
fonisch erreichbar ist.

Im Bereich der häuslichen Gewalt
wird auch Forschungsarbeit in Bezug auf
die Art und den Umfang der häuslichen
Gewalt in den Niederlanden betrieben.

Diese Forschung basiert auf drei sepa-
raten Studien:

1. Die Abschätzung des Umfangs von
häuslicher Gewalt und die Möglichkei-
ten, die Forschung mit bereits bestehen-
den Registrierungen zu verbinden.

2. Opferbefragungen, um ein Ver-
ständnis für die Art und die Eigenschaf-
ten von häuslicher Gewalt sowie das Ver-
halten von Opfern zu erlangen. Hierzu
werden Tausende postalische Umfragen
durchgeführt. Weiterhin finden 1000 In-
terviews mit Opfern statt.

3. Täterbefragungen, um die Hinter-
gründe zu erfahren bzw. der Frage nach-
zugehen, wie Täter Hilfe suchen.

Des Weiteren muss das Gesetz der
einstweiligen Verfügung innerhalb von
fünf Jahren nach Inkrafttreten bewertet
werden.

Ein letzter Punkt sind breit angelegte
Werbekampagnen in Bezug auf häusli-
che Gewalt. Im Jahr 2007 wurde bereits
eine große Kampagne mit dem Titel
„Nun ist es genug“ ins Leben gerufen.

Eine einzelne Kampagne ist jedoch
nicht ausreichend. Die Nachricht muss
ständig wiederholt werden, um einen
bleibenden Eindruck zu hinterlassen. Im
August 2008 wurde deshalb eine weitere
Werbekampagne mit dem gleichen Slo-
gan und ähnlichem Format gestartet, wel-
che in den kommenden Jahren immer
wiederholt wurde bzw. wird. Ziel dieser
Werbekampagnen ist es, Täter, Opfer
und Zeugen häuslicher Gewalt zu ermu-
tigen, Hilfe zu suchen bzw. Hilfe in An-
spruch zu nehmen.

Diese Kampagne einschließlich Infor-
mationsmaterial wird im Radio, Fernse-
hen und Internet übertragen. Weiterhin
wurden Flyer, Anzeigen, Aufkleber und
Presseartikel gefertigt, die in den zentra-
len Gemeinden sowie in den Beratungs-
stellen ausliegen.

Die Internet-Webseite www.steun
punthuiselijkgeweld.nl sowie die natio-
nale Telefonnummer 09 00/1 26 26 26
wurden speziell für die Kampagne einge-
richtet und standen zunächst bis zum Jahr
2011 zur Verfügung.

Abschließendes Ziel ist es, dass alle
Gemeinden in den Niederlanden die von
der Regierung vereinbarte Vorgehens-
weise bei der Bekämpfung häuslicher
Gewalt schrittweise bis zum Jahr 2011
umgesetzt haben.

Bewertung

Die niederländische Regierung hat das
Problem der häuslichen Gewalt unter
Beteiligung vieler Kooperationspartner
engagiert angepackt.

Hierbei war in erster Linie wichtig,
dass die Kooperationspartner miteinan-
der Kontakte knüpfen, damit die anste-
henden Aufgaben gemeinsam und nicht
nebeneinander abgearbeitet werden.

Weiterhin war entscheidend, dass ver-
schiedene Programme für die Partner
entwickelt wurden. Diese enthielten auch
Fristen, bis zu welchem Zeitpunkt be-
stimmte Maßnahmen bzw. Aufgaben ab-
geschlossen sein mussten, so dass einzel-
ne Konzepte aufeinander aufbauen

konnten. Ausschlaggebend für das Gelin-
gen der Konzepte waren unter anderem
die Sensibilisierung von Akteuren (z. B.
bei Polizei, Staatsanwaltschaft etc.), die
Einrichtung der Beratungs- und Support-
zentren, die Öffentlichkeitsarbeit im Be-
reich TV und Radio sowie die Entwick-
lung der verschiedenen Internetseiten.
Nur in dieser Form kann gewährleistet
werden, dass Betroffene bzw. Opfer wis-
sen, an wen sie sich wenden können. An-
dererseits ist damit auch eine professio-
nelle Betreuung der Opfer durch ge-
schultes Personal gegeben.

Ein wichtiger Aspekt ist der Grundge-
danke im Rahmen der Bekämpfung
häuslicher Gewalt, nämlich den Blick
hinsichtlich notweniger und hilfreicher
Maßnahmen auch auf die Täter zu rich-
ten. Die zuständigen Behörden und Or-
ganisationen in den Niederlanden haben
erkannt, dass die Bekämpfung und somit
die Beseitigung der häuslichen Gewalt
nicht nur im Rahmen des Opferschutzes
zu bewältigen ist. Die Arbeit mit dem Tä-
ter hat einen hohen Stellenwert, weil nur
eine Verhaltensänderung beim Verursa-
cher der häuslichen Gewalt zum Erfolg
(auch längerfristig gesehen) führen kann.

Das Einsetzen der bereits weiter oben
angesprochenen sogenannten Fall-Ma-
nager ist für die zu treffenden Maßnah-
men sehr wichtig, weil die Opfer und Tä-
ter einen persönlichen Ansprechpartner
haben, welcher demzufolge konkrete und
kompetente Angaben zur Wiederho-
lungsgefahr bzw. auch zur Einstellung
der einzelnen Personen machen kann.

Relativ spät erscheint hier die oben ge-
nannte Einführung des Hausverbots bzw.
der einstweiligen Verfügung am 1. 1.
2009. Dieses wichtige Instrument zur Be-
kämpfung häuslicher Gewalt hätte mög-
licherweise eher zum Einsatz kommen
können.

Vorbildlich ist hingegen der Umgang
von Fachpersonal wie Ärzten, Sozialar-
beitern etc. mit dem Problem, welche im
Hinblick auf das Erkennen und Melden
von häuslicher Gewalt sensibilisiert wur-
den.

Fortsetzung folgt
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